
Probleme und Wege der sozialen und 
beruflichen Integration von benachteiligten
Jugendlichen vor dem Hintergrund des sozia-
len und wirtschaftlichen Wandels

In einer Expertise für das Europäische Zentrum zur
Förderung der beruflichen Bildung (CEDEFOP)
haben Ides Nicaise und Joost Bollens den europä-
ischen Forschungsstand zu Problemen und Strate-
gien der beruflichen Integration von benachteilig-
ten Arbeitskräften vor dem Hintergrund des
schnellen Wandels von Wirtschaft und Erwerbs-
system aufgearbeitet (Nicaise/Bollens 2000). Ihre
Diagnose lautet, dass angesichts eines tendenziel-
len Rückgangs von Arbeitsplätzen für gering quali-
fizierte Arbeitskräfte eine verbesserte Qualifizie-
rung ein Schlüssel (wenn auch nicht der einzige) zu
verbesserten Zugangschancen für Benachteiligte
zum Arbeitsmarkt ist (ebd. S. 45).

Bei der Einrichtung und Gestaltung von Qualifizie-
rungsangeboten für benachteiligte Arbeitskräfte
stellen Nicaise und Bollens Schwachstellen fest:

Die erste Schwachstelle betrifft den Zugang zu sol-
chen Qualifizierungsangeboten. Der wachsende
Druck auf die Träger, hohe Vermittlungsquoten in
den ersten Arbeitsmarkt zu erreichen, führt zu Aus-
leseprozessen bereits beim Zugang zu den Maß-
nahmen zugunsten von solchen TeilnehmerInnen,
die voraussichtlich gut zu vermitteln sind. Nicaise
und Bollens empfehlen daher Erfolgskriterien
anders zu definieren: „Statt der Bruttoraten des
Übergangs in Arbeit sollte der Nettoeffekt der Qua-
lifizierungsmaßnahme in Bezug auf die Merkmale
der angesprochenen Zielgruppe zugrunde gelegt
werden. Damit erhielte man nicht nur genaue Indi-
katoren für die Effektivität dieser Politik, sondern
trüge indirekt auch zu einer Umverteilung zuguns-
ten der am stärksten benachteiligten Zielgruppen
bei“ (ebd. S. 47).

Als zweite Schwachstelle wird eine mangelnde
Effektivität vieler Angebote benannt, als deren
Ursachen eine unzureichende Anpassung der
Qualifizierung an die Voraussetzungen und Bedürf-

nisse der TeilnehmerInnen und ein Mangel an Nähe
zum ersten Arbeitsmarkt gesehen werden. Emp-
fohlen wird, Qualifizierungsangebote so zu gestal-
ten, dass sie sich an individuellen, bedürfnisorien-
tierten und maßgeschneiderten Ausbildungsver-
läufen orientieren (ebd. S. 47–48). Darüber hinaus
wird eine größere Nähe zum Arbeitsmarktgesche-
hen gefordert. Es sollen Arbeitsmarktsegmente
identifiziert werden, die der jeweiligen Zielgruppe
Zugangs- und Beschäftigungschancen eröffnen.
Die Kooperation mit Betrieben soll verbessert wer-
den, und Qualifizierung soll sich an anerkannten
Abschlüssen orientieren (ebd. S. 47).

Das Modellprogramm „Arbeitsweltbezogene Ju-
gendsozialarbeit 1998–2001“ des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat
in drei Handlungsfeldern diese strategischen
Aspekte der sozialen und beruflichen Integration
von benachteiligten Jugendlichen aufgegriffen:

Mit der Zielgruppe Schulverweigerer für einen der
drei Schwerpunkte des Modellprogramms wurde
die soziale, schulische und berufliche (Re)Integra-
tion einer Gruppe von Jugendlichen angegangen,
die in besonderer Weise von dauerhafter beruf-
licher und daran anschließender sozialer Ausgren-
zung bedroht sind.

Durch die Umgestaltung maßnahmeförmiger Qua-
lifizierungs- und Beschäftigungsangebote in
betriebsförmige oder betriebsähnliche Jugendhil-
febetriebe wurden im zweiten Schwerpunkt des
Programms neue Tätigkeitsfelder für benachteilig-
te junge Arbeitskräfte erschlossen und die Förde-
rung wurde unter Bedingungen gestaltet, die
denen des ersten Arbeitsmarktes vergleichbar
sind.

Schließlich wurden im dritten Schwerpunkt Betrie-
be des ersten Arbeitsmarktes als Lernorte für die
berufliche Erstausbildung von benachteiligten
Jugendlichen wiedergewonnen, mit dem Ziel,
diese Jugendlichen zu anerkannten und marktfähi-
gen Ausbildungsabschlüssen zu führen.
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Mit den einzelnen Projekten des Modellprogramms
sollen benachteiligte Jugendliche gefördert wer-
den, die ungünstige Bildungsvoraussetzungen
haben, die unter sozialen oder gesundheitlichen
Belastungen leiden oder Opfer von gesellschaft-
licher Diskriminierung oder Ausgrenzung sind.

Gemeinsames pädagogisches Prinzip in den drei
Handlungsfeldern war es, Förderung soweit irgend
möglich außerhalb pädagogischer Schonräume in
„realen“ Situationen und durch Anforderungen mit
Ernstcharakter zu organisieren. Die Jugendlichen
wurden gefördert, indem sie entsprechend ihren
individuellen Möglichkeiten gefordert wurden.

Fördern und fordern: Sozialpolitischer 
Paradigmenwechsel und/oder abweichende
Karriere eines pädagogischen Prinzips?

In der sozialpolitischen Diskussion wurde in den
letzten 20 Jahren eine heftige Kontroverse ausge-
tragen, ob soziale Leistungen weiterhin „wohl-
fahrtsstaatlich“ erbracht oder eher nach neolibera-
len Rezepten privatisiert werden sollen. Diese bei-
den Positionen sind u.a. ausgehend von der Politik
der „New Labour“ in Großbritannien um die Kon-
zeption eines „dritten Weges“ (Giddens 1999) und
einer „aktivierenden Sozialpolitik“ erweitert wor-
den: Der „aktivierende Staat“ soll in der Sozialpoli-
tik „einerseits den Diskurs mit den Leistungser-
bringern, den Leistungsempfängern und Auftrag-
gebern ( ... ) organisieren, um gemeinsame Zielde-
finitionen zu erreichen. Andererseits kann er durch
die Einforderung eines Qualitätsmanagements (...)
bei den Leistungserbringern dafür sorgen, dass die
Zielerreichung ständig verbessert wird (...); die
Inszenierung eines Leistungs-, Qualitäts- und Kos-
tenwettbewerbs verschafft dem aktivierenden
Staat ... eine deutlich aktivierende, gestaltendere
Position“ (Bandemer/Hilbert 1998, S. 30). Der akti-
vierende Staat zieht sich also keineswegs aus der
Sozialpolitik zurück, vielmehr gewinnt regulative
Politik an Gewicht, bei „steigenden Ansprüchen an
die Leistungsfähigkeit und den gemeinwohlbezo-
genen Beitrag gesellschaftlicher Akteure und Ein-
richtungen“ (Trube/Wohlfahrt 2001, S. 27; vgl. auch
Heinze/Schmid/Strünck 1999, S. 209–212).

In der oben zitierten Definition von aktivierender
Sozialpolitik (durch Bandemer und Hilbert) richtet
sich das Fördern und Fordern noch an die Erbrin-
ger sozialpolitischer Leistungen. Doch in der
aktuellen arbeitsmarktpolitischen Diskussion sind
es insbesondere die Adressaten sozialpolitischer
oder arbeitsmarktpolitischer Leistungen, die als

diejenigen benannt werden, die nicht nur der För-
derung bedürfen, sondern an die Forderungen zu
richten sind: Trube und Wohlfahrt verweisen auf
die zunehmende Tendenz im Arbeitsförderungs-
und Sozialhilferecht sowie in den damit verbunde-
nen arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Diskursen,
Rechte stärker mit Pflichten zu verbinden, dem
Anspruch auf Förderleistungen eine Pflicht zu
deren Inanspruchnahme gegenüberzustellen und
Nichtinanspruchnahme mit Sanktionen zu beant-
worten (ebd.). Beispielhaft für diese Diskurse war
auch die öffentlich geführte Debatte über die
Dringlichkeit der Anwendung von Sanktionen
gegenüber Jugendlichen, die die Teilnahme an
Angeboten des Jugendsofortprogramms zum
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit (JUMP) verwei-
gerten (eine Debatte, die in keinem Verhältnis zu
dem dahinter liegenden Problem stand: die Zahl
der Verweigerer war verschwindend gering! Vgl.
dazu: Thiel 2001, S. 114).

Dabei steht die Konzeption einer engen Verknüp-
fung von Rechten und Pflichten, von Angeboten
und Sanktionen, teilweise in Widerspruch zu ande-
ren Prinzipien einer modernen Sozial- und Arbeits-
marktpolitik:

Die Zuständigkeiten für die Qualifizierungs- und
Arbeitsförderung von Jugendlichen sind auf unter-
schiedliche Leistungsträger (berufsbildende Schu-
len, Arbeitsämter, Sozialämter) verteilt, die jeweils
über ein mehr oder weniger eingeschränktes
Spektrum von Angebotstypen verfügen. Dies
erschwert eine maßgeschneiderte, auf spezifische
Voraussetzungen und Bedürfnisse der Jugend-
lichen bezogene Zuweisung zu den jeweils ange-
messenen Angeboten. Die von den einzelnen Leis-
tungsträgern per Sanktionsandrohung durchge-
setzten Teilnahmen sind nicht notwendigerweise
die in die Ausbildungsbiographie passenden. 

Schließlich steht die Pflicht zur Teilnahme an ange-
botenen Fördermaßnahmen im Widerspruch zur
Absicht, im Zuge neuer Steuerungsmodelle für die
Erbringung öffentlicher Leistungen Qualitätsver-
besserungen durch eine verbesserte Ausstattung
der „Kunden“ mit Nachfragemacht zu bewirken
(Stöbe 1998, S. 238–247). Wer alternativlos zur
Teilnahme gezwungen ist, kann nicht per Auswahl
zwischen Angeboten das bessere wählen.
Anschauliche Beispiele für die negativen Folgen
mangelnder Nachfragemacht der Kunden sind die
Qualitätsprobleme in den in fast allen Ländern ein-
gerichteten Pflichtschuljahren in berufsbildenden
Schulen für Jugendliche ohne Ausbildungs-
und/oder Arbeitsplatz. Positives Beispiel für die
Wirkung von Nachfragemacht ist die Ausweitung
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von „passenden“ Angeboten zum Erwerb von
Schulabschlüssen für Jugendliche, die zuvor die
Schule abgebrochen oder sich gar der Schulpflicht
verweigert hatten (Schreiber-Kittl 2001).

Wo liegen dann die Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede zwischen dem sozialpolitischen und dem
pädagogischen Prinzip des Förderns und For-
derns? Im sozialpolitischen Prinzip sind Fördern
und Fordern zwei Seiten derselben Medaille:
Rechte werden mit Pflichten verbunden, auch um
„die Legitimation des Wohlfahrtsstaates aufrecht-
zuerhalten, indem die Bedeutung des individuellen
Beitrags zur sozialen Sicherung wieder stärker her-
vorgehoben wird“ (Heinze/Schmid/Strünck 1999,
S. 209). Ein wichtiges Ziel ist dabei auch, die Emp-
fänger von Leistungen zu mobilisieren „ihr Leben
selbst zu organisieren“ (ebd. S. 210), ein Ziel, des-
sen Realisierung allerdings dann in Frage gestellt
sein dürfte, wenn die Leistungsempfänger wider
bessere Einsicht zur Teilnahme an Aktivitäten von
fragwürdiger Qualität gezwungen werden.

Das pädagogische Prinzip des Förderns und For-
derns, wie es im Modellprogramm „Arbeitsweltbe-
zogene Jugendsozialarbeit“ intendiert ist, beruht
auf Konzeptionen der Sozial-, Berufs- und Arbeits-
pädagogik. Nach diesen sind Fördern und Fordern
nicht zwei Seiten einer Medaille, sondern zwei
Komponenten eines integrierten Ansatzes. Sie
rücken „Fragen der Persönlichkeitsentwicklung im
Prozess der Arbeit ins Blickfeld und damit auch
Fragen nach den Möglichkeiten pädagogisch
begründbarer, qualifikationsgerechter, lernförder-
licher Arbeitsgestaltung“ (Georg 1996, S. 639). Die
fordernde Dimension des Lernens, die sich aus
den Anforderungen des Arbeitsprozesses ergibt,
wird in den Kontext der pädagogischen Aufgabe
der lernförderlichen Gestaltung von Arbeit gestellt. 

Die gleichzeitig Lernenden und Arbeitenden sind in
diesem Prozess nicht oder nicht ausschließlich
Adressaten von Instruktion. „Der Lernende wird als
aktives und selbstreflexives Subjekt in den Mittel-
punkt gestellt. Auf der Basis von Selbsttätigkeit
und Selbstbestimmung wird die Wirklichkeit über
Lern- und Erfahrungsprozesse individuell erschlos-
sen“ (Dehnbostel 2000, S. 105–106). Erfahrungs-
lernen im Arbeitsprozess setzt einerseits eine Ent-
scheidung der Lernenden und Arbeitenden voraus,
sich in diesen Prozess zu begeben, und zählt auf
die von diesem Prozess ausgehende Motivation.

Wie diese eher als Desiderat denn als Rezepte for-
mulierten Prinzipien eines Erfahrungslernens im
Modellprogramm keineswegs widerspruchsfrei
erprobt wurden und welche Einsichten daraus
gewonnen werden konnten, soll im Folgenden
abschließend skizziert werden.

Schulverweigerer: 
Die Persönlichkeit stabilisieren und den 
Schulstoff erarbeiten

Schulverweigerung entwickelt sich oft über mehre-
re Schuljahre hinweg meist von einer passiven,
innerer Abkehr vom Unterricht bis hin zur aktiven
Schulverweigerung (Stören des Unterrichts bis
dahin, dass die Schule nicht mehr aufgesucht
wird). Schulverweigerer suchen grundsätzlich die
Normalität. Sie sind nicht prinzipiell gegen Schule,
sondern sie sind aus einer Vielzahl von Gründen
nicht mit der Schule zurechtgekommen. Die Ziel-
gruppe Schulverweigerer ist sehr heterogen; für
die verschiedenen Typen von Schulverweigerern
ist deshalb im Modellprogramm ein differenziertes
Spektrum von Ansätzen und Methoden entwickelt
worden.

Ziel der erprobten Ansätze war es, die Jugend-
lichen entweder in die Regelschulen zu reintegrie-
ren, ihnen den Erwerb von Schulabschlüssen in
der Regelschule oder anderweitig zu ermöglichen
oder den Weg in Ausbildung und Erwerbsarbeit
vorzubereiten. Die Förderung der Schulverweigerer
hatte damit die Vorbereitung auf die (An)Forderun-
gen von Schulen, Prüfungen, Ausbildungsbetrie-
ben und Arbeitsplätzen, ein Heranführen an ernst-
haftes und systematisches Lernen, zum Inhalt.
Eine Voraussetzung für das Heranführen an syste-
matisches Lernen und die Integration in Bildungs-
prozesse war die Vermittlung von sozialen Kompe-
tenzen: Kommunikations-, Konflikt- und Teamfä-
higkeit, Fähigkeit zum Umgang mit Kritik, verant-
wortliches Handeln für sich und andere. Wesent-
licher Bestandteil der Projektkonzeptionen war
deshalb die Entwicklung von sozialen Lernprozes-
sen, mit deren Hilfe die Jugendlichen in die Lage
versetzt werden sollten, ihr soziales und berufli-
ches Leben selbständig und eigenverantwortlich
zu meistern.

Um die Jugendlichen wieder an das schulische
und berufliche Lernen heranzuführen, wurden spe-
zifische Angebote und Lernformen entwickelt, die
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sozial-, schul- und berufs- bzw. arbeitspädagogi-
sche Methoden integrierten. Das bedeutete z.B.
die Verbindung von erlebnispädagogischen Modu-
len mit flexiblen Unterrichtsformen und fachprakti-
schen Erfahrungsmöglichkeiten (etwa in Form
betrieblicher Praktika). Wenn die Projektkonzeptio-
nen nicht ohnehin einen zügigen Übergang von
sozialpädagogischer Förderung zur Auseinander-
setzung mit schulischen Inhalten bzw. die Vorbe-
reitung auf die Prüfungen zum Erwerb von Schul-
abschlüssen vorsahen, waren es häufig die
Jugendlichen selbst, die „Unterricht“ einforderten.
Vier von fünf Jugendlichen in den Modellprojekten
blieben die vorgesehene Dauer im Projekt, erfüllten
dort ihre Schulpflicht und/oder machten einen
Schulabschluss.

Selbst wenn die Jugendlichen in den Projekten die
Schulpflicht erfüllten, beruhte ihre Teilnahme in der
Regel auf Freiwilligkeit. Wenn es erst einmal gelun-
gen war, gravierende Lernhindernisse im psycho-
sozialen oder kognitiven Bereich durch entspre-
chende Fördermaßnahmen zu überwinden, zeigten
die Jugendlichen eine Bereitschaft, sich auch „har-
ten“ Forderungen zu stellen, wie sie etwa die Vor-
bereitung auf Externenprüfungen darstellt. Aus
Schulverweigerern wurden hoch motiviert Lernen-
de, und zwar durch pädagogische Förderung und
Forderung, aber ohne die schulüblichen Formen
der negativen Sanktionierung.

Jugendliche im Jugendhilfebetrieb: 
Geförderte und geforderte Arbeitskräfte

Jugendhilfebetriebe sollen dazu beitragen, die Pra-
xis- und Arbeitsmarktferne maßnahmeförmig orga-
nisierter Förderung zu überwinden, indem die zu
fördernden Jugendlichen unter betriebsförmigen
oder -ähnlichen Bedingungen Produkte und
Dienstleistungen erarbeiten, die auf dem Markt ihre
Abnehmer finden müssen. Kennzeichnend für die
Modellprojekte zum Jugendhilfebetrieb war also,
dass die TeilnehmerInnen einen doppelten Status
hatten: Zum einen waren sie Adressaten von päda-
gogischen Leistungen, also Personen, deren
Arbeitsvermögen entwickelt und gefördert werden
sollte, zum anderen waren sie aber auch Arbeits-
kräfte, die durch ihre Arbeitsleistungen zum wirt-
schaftlichen Erfolg des Jugendhilfebetriebs beitra-
gen mussten.

Durch den Ernstcharakter von Arbeit erfuhren die
benachteiligten Jugendlichen im Jugendhilfebe-
trieb eine an den Anforderungen der realen
Arbeitswelt ausgerichtete Förderung, die ihre

Chancen, auf dem ersten Arbeitsmarkt einen Aus-
bildungs- oder Arbeitsplatz zu finden, erheblich
verbesserte. Damit die Jugendlichen die betriebli-
che Herausforderung auch als Chance der beruf-
lichen Entwicklung wahrnehmen konnten, brauch-
te es allerdings neben der Förderung durch reale
Arbeitsbedingungen auch eine pädagogische För-
derung, die neben oder soweit möglich in Elemen-
te von organisiertem und systematischem Lernen
umfasste: Der Produktionsprozess und die
Arbeitsabläufe mussten so gestaltet sein, dass sie
ausreichend Freiräume für Einarbeitung, Anlernung
und fachliche Qualifizierung enthielten.

Um dem Förderauftrag, benachteiligte Jugendliche
mit arbeitsmarktrelevanten Qualifikationen auszu-
statten vollends gerecht zu werden, konnten sich
die Jugendhilfebetriebe im Modellprogramm nicht
auf den Erwerb von Arbeitserfahrungen und die
Vermittlung von Arbeitstugenden beschränken. Sie
hatten darüber hinaus Lernprozesse zu initiieren,
die den Erwerb von am Arbeitsmarkt anerkannten
Zertifikaten ermöglichten.

Als Arbeitskräfte, die zum wirtschaftlichen Erfolg
des Jugendhilfebetriebs beitragen mussten, unter-
lagen die zu fördernden Jugendlichen auch
betriebswirtschaftlichen Zwängen. Um dabei
Über- oder Unterforderung zu vermeiden, brauch-
te es ein Strukturierungsverfahren etwa in Form
von individuell zu vereinbarenden Entwicklungs-
oder Förderplänen. Diese waren vorab verbindlich
festzulegen und dann auf Einhaltung der verein-
barten Schritte zu überprüfen. Damit wurde nicht
nur der Qualifizierungsprozess insgesamt transpa-
renter, auch konnten die individuellen, auf die spe-
zifischen Bedürfnisse von Einzelnen bezogenen
notwendigen Qualifizierungsschritte besser über-
wacht und eingefordert werden.

Im Modellprogramm waren die Zielgruppen des
Jugendhilfebetriebs im Hinblick auf Bildungsvor-
aussetzungen, Arbeitserfahrungen und Lebensum-
stände heterogen. Bei der Auswahl von Bewer-
berInnen mussten die Jugendhilfebetriebe wider-
sprüchliche Zielsetzungen verbinden: einerseits
Arbeitskräfte auswählen, die den betriebswirt-
schaftlichen Erfordernissen gerecht wurden, ande-
rerseits TeilnehmerInnen auswählen, die in beson-
derer Weise der Förderung bedurften und mit den
Möglichkeiten des Jugendhilfebetriebs optimal ge-
fördert werden konnten. Das Risiko einer betriebs-
wirtschaftlich motivierten Auslese zu Lasten leis-
tungsschwächerer Jugendlicher liegt dabei auf der
Hand, ist aber durch die Entwicklung zielgruppen-
gerechter Förderkriterien kontrollierbar. Fördern
und Fordern im Jugendhilfebetrieb sind Ergebnis
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einer lernförderlichen Arbeitsplatzgestaltung und
Arbeitsorganisation. Fördern und Fordern sind –
wenn auch nicht widerspruchsfrei – integrierbar.

Berufsausbildung von benachteiligten
Jugendlichen in Betrieben des ersten
Arbeitsmarktes: Jugendliche und Betriebe
werden gefördert und gefordert

Vor dem Hintergrund des Mangels an betrieblichen
Ausbildungsplätzen insbesondere in den neuen
Bundesländern ist die außerbetriebliche Ausbil-
dung stark ausgeweitet worden. Hier droht zumin-
dest in vielen Regionen das Ende der betrieblichen
Berufsausbildung, weil Erfahrungen und Routinen
der Nachwuchsförderung auf dem Wege der Fach-
kräfteausbildung im Lauf der Zeit aus den Betrie-
ben verschwinden. Das Modellprogramm hat die-
sem Trend die Entwicklung von Strategien zur
Wiedergewinnung von Betrieben als Orten der
Berufsausbildung auch von Jugendlichen mit
ungünstigen Voraussetzungen entgegengesetzt.
Dieser Ansatz erscheint vor dem Hintergrund eines
prognostizierten, demographisch bedingten Nach-
wuchsmangels bei Facharbeitern und -angestell-
ten durchaus zeitgemäß. Aber werden Jugendliche
und Betriebe nicht überfordert?

Jugendliche, die durch ihre eigenen Anstrengun-
gen und durch die Unterstützung von Trägern der
Jugendsozialarbeit den hohen Anforderungen
einer betrieblichen Berufsausbildung standhalten,
können ihre Chancen auf berufliche und soziale
Integration deutlich verbessern. Der Weg über die
betriebliche Ausbildung ist aber nicht für alle
benachteiligten Jugendlichen gangbar. Es ist dem-
nach wichtig, aus der sehr heterogenen Gruppe
von Benachteiligten, diejenigen Jugendlichen her-
auszufiltern, für die dies eine reale Förderchance
darstellt: Jugendliche, die ohne zusätzliche Förde-
rung eine betriebliche Ausbildung kaum erfolgreich
absolvieren könnten, aber andererseits nicht der
umfassenden Förderung und Betreuung bedürfen,
wie sie für die Berufsausbildung in außerbetrieb-
lichen Einrichtungen kennzeichnend sind.

Fordern und fördern heißt im Vorfeld der betrieb-
lichen Berufsausbildung, die Jugendlichen häufig
nach einer längeren Zeit des Scheiterns und der
Misserfolge allmählich wieder an die Belastungen
eines strukturierten Alltags heranzuführen, Beharr-
lichkeit und Ausdauer zu entwickeln, elementare

Wissenslücken zu schließen, die beruflichen Wün-
sche und Eignungen in Einklang zu bringen und
nicht zuletzt, einen Betrieb zu finden, der die
besten Voraussetzungen für einen erfolgreichen
Ausbildungsverlauf bietet.

Neben der Auswahl der Jugendlichen entscheidet
der genaue Zuschnitt der Förderung wesentlich
über das Gelingen der betrieblichen Berufsausbil-
dung. Erfolgreich arbeitende Träger wenden dabei
immer häufiger Verfahren des „Case Manage-
ments“ an, indem sie gemeinsam mit dem Jugend-
lichen, an dessen Voraussetzungen und den kon-
kreten Belastungen in der Berufsausbildung orien-
tiert, ein individuelles, und wenn nötig, variables
Begleit- und Unterstützungsszenario entwickeln
und umsetzen. Ziel ist immer, den Jugendlichen im
Interesse seiner beruflichen Entwicklung, aber
auch eines allgemeinen Sozialisationsfortschrittes
zu fordern, ohne ihn – das ist die pädagogische
Herausforderung – zu überfordern.

Die betriebliche Berufsausbildung Benachteiligter
und ihre Begleitung durch Träger der Jugendsozi-
alarbeit wendet das Prinzip des „Förderns und for-
derns“ aber nicht ausschließlich auf die Jugend-
lichen an. Die erfolgreiche Umsetzung des Ansat-
zes gründet sich neben der Auswahl geeigneter
Jugendlicher auf das Gewinnen von „passenden“
Ausbildungsbetrieben. Die Erfahrungen aus dem
Modellprogramm zeigen, dass Ausbildungsbereit-
schaft dann erfolgreich eingefordert werden kann,
wenn die Betriebe gleichzeitig ein „Lastenaus-
gleich“ erhalten, sie also auch gefördert werden.
Dabei muss es sich nicht um finanzielle Förderung
handeln. Für die meisten Betriebe ist die Berufs-
ausbildung weniger ein betriebswirtschaftliches als
ein arbeitsorganisatorisches und soziales Risiko,
es ist eher die Angst vor Problemen in der Ausbil-
dung als die Sorge um deren Kosten.

Die Modellprojekte waren dann erfolgreich, wenn
sie bei der Akquise von Ausbildungsbetrieben dif-
ferenzierte Strategien entwickelten, die sich an den
Bedingungen und Bedürfnissen der Betriebe orien-
tierten und darauf aufbauend ein Dienstleistungs-
angebot für die Betriebe bereithalten, das diesen
die Übernahme von Ausbildungsverantwortung
erleichterte. Dazu gehörten die passgenaue Aus-
wahl geeigneter Jugendlicher, deren fachliche und
sozialpädagogische Begleitung während der Aus-
bildung, das Moderieren in Krisenfällen und die
Unterstützung der Betriebe bei der Beantragung
von Fördermitteln.
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Schlussfolgerungen

Das Modellprogramm hat in seinen drei Hand-
lungsfeldern eine Vielzahl von methodischen und
konzeptionellen Einsichten erbracht, die in einer
Reihe von Veröffentlichungen im Rahmen seiner
wissenschaftlichen Begleitung dokumentiert
(Gericke 2000, 2001a, 200lb; Lex 2000, 2001a,
2001b; Reißig 2001; Schaub 2001; Schreiber-Kittl
2001a, 2001b; Schreiber-Kittl/Schröpfer 2000). Es
hat darüber hinaus handlungsfeldübergreifend zur
Herausarbeitung von Prinzipien einer verbesserten
Förderung von Jugendlichen geführt, einer Förde-
rung, die Exklusionsrisiken verringert und soziale
und berufliche Integration befördert. Diese Prinzi-
pien und ihr Zusammenhang mit den Prämissen
des „Förderns und Forderns“ werden hier ab-
schließend skizziert:

Das erste Prinzip lautet, dass besser als bisher tief
greifende Brüche in den Bildungs-, Ausbildungs-
und Erwerbsverläufen vermieden werden müssen.
Dies ist nicht die illusionäre Forderung nach einem
widerspruchs- und konfliktfreien Weg ins Arbeits-
und Erwachsenenleben, wohl aber die Kritik an
einem Übergangssystem, das das Scheitern von
Jugendlichen bis hin zur sozialen Ausgrenzung
hinnimmt, von Jugendlichen, die – wie die Modell-
versuche zeigen – durch eine Kombination von
Förderung und Anforderungen mit Ernstcharakter
zu großen Bildungs- und Ausbildungsanstrengun-
gen motiviert werden können. Bezogen auf die
Ergebnisse des Modellprogramms bedeutet dies
beispielsweise auch, dass neben der eher kurati-
ven Förderung von „praktizierenden“ Schulverwei-
gerern die Prävention von Schulmüdigkeit und 
-verweigerung verbessert werden muss.

Zweitens müssen Förderung und Forderung
genauer den Voraussetzungen, Bedürfnissen und
Lebensumständen der Jugendlichen angepasst
und mittel- bis langfristig angelegt werden. Dies ist
nicht ausschließlich – wie der aktuelle Boom von
Assessment-Verfahren suggeriert – ein Problem
der Verbesserung und verstärkten Anwendung dia-
gnostischer Verfahren. Es muss auch Angebote
geben, die den Jugendlichen, bezogen auf ihre
jeweilige Situation, reale Perspektiven eröffnen.
Und die Jugendlichen sind bei der Auswahl von
Angeboten als Expertinnen und Experten in eige-
ner Sache ernst zu nehmen. Ein einfacher Mecha-
nismus der Bereitstellung von Angeboten und der
Anwendung von Sanktionen, wenn Angebote nicht
akzeptiert werden, entspricht dieser Anforderung
nicht. Dies gilt auch für vermeintlich unter Beteili-
gung der zu Fördernden entwickelte Förderpläne,

deren Erarbeitung vor dem Hintergrund des ange-
drohten Leistungsentzuges erfolgt.

Eine bessere Anpassung an die Voraussetzungen,
Bedürfnisse und Lebenslagen der jeweiligen
Adressatengruppen ist drittens auch eine notwen-
dige Basis dafür, dass die Jugendsozialarbeit ihren
Beitrag zum Abbau der Benachteiligungen von
Mädchen und jungen Frauen im Übergang vom
Bildungssystem, in dem sie inzwischen besser als
die männlichen Jugendlichen abschneiden, in das
Beschäftigungssystem leistet, wo die berufliche
Platzierung der jungen Frauen nicht ihren Bil-
dungsvoraussetzungen entspricht. Nachdem ge-
rade in der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialar-
beit bei der Entwicklung und Erprobung ge-
schlechtsspezifischer Ansätze ein hohes fachli-
ches Niveau erreicht wurde, gibt es inzwischen –
von einer Reihe von bemerkenswerten Ausnahmen
abgesehen – eine Tendenz, Angebote vermeint-
lich geschlechtsneutral, in Wirklichkeit aber
„geschlechtsblind“ zu gestalten. Die Anwendung
des Prinzips des „Gender Mainstreaming“ muss
dazu führen, dass die Inhalte, sozialen Kontexte
und Formen von Leistungen daraufhin überprüft
werden, ob sie geeignet sind, ungleiche Chancen
zwischen den Geschlechtern eher abzubauen oder
zu zementieren.

Viertens ist der Erwerb von anerkannten Abschlüs-
sen nach wie vor von großer Bedeutung. Ange-
sichts der Entwertung des Hauptschulabschlusses
erscheint zwar die hohe Motivation, mit der
Jugendliche im Modellprogramm für den Erwerb
dieses Abschlusses lernten und arbeiteten, ein
Anachronismus. Ähnliches gilt vor dem Hinter-
grund der Diskussion über das „Ende der Beruf-
lichkeit“ für die hohe Attraktion, die der Abschluss
einer Ausbildung in einem anerkannten Ausbil-
dungsberuf für die Jugendlichen hat. Nicht nur in
diesem Zusammenhang liegt es auf der Hand,
dass andere, „nicht prüfungsrelevante“ Dimensio-
nen der Kompetenzentwicklung auch in der Förde-
rung von benachteiligten Jugendlichen an Rele-
vanz gewinnen müssen. Dabei aber die Orientie-
rung an allgemein anerkannten Zertifikaten zu ver-
nachlässigen, hätte zur Folge, die Jugendlichen
vom nach wie vor bestehenden Zugangssystem
von Bildung, Ausbildung und Arbeit auszusperren.

Ein fünftes zu beachtendes Prinzip ist der „Arbeits-
marktbezug“, sicher eine umstrittene Forderung
angesichts der seit Jahren andauernden Diskus-
sion über die Aussichtslosigkeit von Anstrengun-
gen zur (stabilen) beruflichen Integration von
„benachteiligten Jugendlichen“. Die Modellprojek-
te zeigen jedoch, dass auch Jugendliche mit
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ungünstigen Voraussetzungen und in schwierigen
Lebenslagen die Herausforderungen des Lernens
und Arbeitens suchen, wie sie in Arbeitssituationen
mit Ernstcharakter gegeben sind. Diese Arbeitssi-
tuationen müssen pädagogisch gestaltet werden,
nicht nur, um die Jugendlichen vor Überforderun-
gen zu bewahren, sondern, weil die Jugendlichen
sich in einer Lebensphase befinden, in der sie lern-
fördernde Arbeitssituationen benötigen, um ihr
Arbeitsvermögen zu entwickeln. Die Europäische
Beschäftigungspolitik – und die nationalen Politiken
schließen sich dem zunehmend an – betont die
Notwendigkeit, Arbeitslosen Beschäftigungs- oder
Qualifizierungsangebote zu machen, um Langzeit-
arbeitslosigkeit zu vermeiden. Das bedeutet, auch
Jugendliche, für die sich die stabile berufliche Inte-
gration als schwierig darstellt, benötigen arbeits-
marktrelevante Qualifikationen, wenn die Arbeit,
die sie leisten werden, menschenwürdig sein soll.

Sechstens steht und fällt die Qualität der Förde-
rung mit der Qualität der Träger und der mit den
Jugendlichen arbeitenden Fachkräfte. Die Güte
ihrer Arbeit ist nicht per Appell zu steigern, son-
dern ist abhängig von Rahmenbedingungen: der
Aus- und Weiterbildung von Fachkräften, der For-
mulierung problemadäquater Vorgaben durch Auf-
traggeber, der angemessenen Vergütung der
erbrachten Leistungen, dem Vorhandensein des
notwendigen Maßes von Kontinuität und Pla-
nungssicherheit. Ein wachsendes Bewusstsein für
Qualitätsfragen und die Einrichtung von Verfahren
des Qualitätsmanagements sind inzwischen auch
in der Jugendsozialarbeit weitgehend Standard.
Aufgabe von Förderpolitik wäre es, weitere Impul-
se für Qualitätsverbesserungen zu geben, indem
die Jugendlichen mit Nachfragemacht ausgestat-
tet werden, mit der sie ihre Forderung nach guter
Förderung untermauern können.
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